
Vorbemerkung des Übersetzers: Zuweilen erscheinen in der US-Presse durchaus sehr kritische Artikel zum Nahostkonflikt. Sie deuten darauf hin, dass sich zwar noch ganz zaghaft – aber dennoch - ein Sinneswandel anbahnt in der amerikanischen Öffentlichkeit. Die Stimmen mehren sich, welche die offizielle US-Politik gegenüber seinem treuen Vasallen Israel kritisch durchleuchten und feststellen, dass die bisherige Politik, oft angetrieben von jüdischen Lobbygruppen wie AIPAC und ihren Helfershelfern im Kongress, immer weniger im ureigensten Interesse des Landes ist. Den USA droht weltweit ebenfalls eine Phase der Isolation, weil sie mit ihrer katastrophalen Abstimmungspolitik vor allem in der UN immens an Einfluss in der gesamten arabischen Welt zu verlieren drohen. Obamas Reden, etwa diejenige vor der Kairoer Uni 2009, stehen in eklatantem Widerspruch zur offiziellen Politiklinie. Mit ihrem Veto etwa gegen die Resolution zur Verurteilung der israelischen Siedlungspolitik im UN-Sicherheitsrat vom Januar 2011 standen sie allein gegen vierzehn Jastimmen! Dies ist verheerend, weil damit die ursprüngliche Mediationsrolle im Nahost-Konflikt vollends unglaubwürdig wird. Noch vermag sich Israel auf diese bedingungslose Nibelungentreue verlassen zu können und die hemmungslose, völkerrechtswidrige Politik der Enteignung fremden Bodens fortzuführen; denn es weiß sich sicher vor Sanktionen. Diese bedingungslose Vasallenschaft zwischen Israel und den USA machen letztlich die völlige Erstarrung der Nahost-Szenerie in einem dauerhaften Status-quo-Zustand aus; daraus wird definitiv keine Friedensvision mehr erwachsen. Veränderung kommt nur über die Umbrüche in den arabischen Ländern und ein weiteres Erstarken der weltweiten Zivilgesellschaft. Appelle an die Konfliktparteien, doch die „Friedensverhandlungen“ im direkten Kontakt wieder aufzunehmen, die Diffamierung der palästinensischen UN-Initiative zur Erlangung eigener Staatlichkeit als „unmittelbare Bedrohung des Friedens“ (!), wie es von US-Seite geschah, sind absurd und reine politische Nebelkerzen. Den Palästinensern bleibt im Grunde gar kein Land mehr, auf dem ein eigener Staat errichtet werden könnte. Vermutlich war dies israelische Absicht seit 1948. Ein Kipppunkt wird erst dann erreicht sein, wenn die Kosten für die Aufrechterhaltung von Besatzung und militärischer Dominanz für Israel die Vorteile überwiegen.

Der nachfolgende Artikel aus der New York Times ist bedenkenswert, wenn der geneigte Leser auch nicht allen Schlussfolgerungen (z.B. zur Rolle der Hamas oder der angeblichen Friedensrolle des Osloer Prozesses) folgen wird.

New York Times, 05.10.2011

Ist Israel sich selbst der ärgste Feind?

Jahrzehntelang schienen palästinensische Führer zuweilen die ärgsten Feinde ihres eigenen Volkes zu sein. Radikale Palästinenser brachten den Westen gegen sich auf und untergruben zu einer Zeit, als sie ihr Heil in Flugzeugentführungen und Raketen sahen, das Anliegen der Palästinenser in der Welt. Sie stärkten die israelischen Siedler und Hardliner, während sie die israelischen Tauben köpften.

Heute ist die Welt umgestülpt worden. Jetzt ist es Israel, das am meisten von seinen Führern und einer Haltung in Gefahr gebracht wird, die nur Maximalforderungen kennt. Premierminister Benjamin Netanjahu treibt sein Land in die Isolierung, und – ohne Umschweife gesagt – erscheint seine harte Linie in der Siedlungsfrage wie eine nationale Selbstmordpolitik. Nichts wirkt zerstörerischer als Israels Siedlungswachstum, weil es jegliche Hoffnung auf ein Friedensabkommen in der Zukunft untergräbt. Netanjahus letzter Fehltritt ereignete sich im Anschluss daran, als die Obama-Verwaltung sich selbst eine Demütigung zufügte, indem sie diplomatisch massiven Druck ausübte, um Palästinas Bemühung um einen eigenen Staat zu blockieren. Zu einem Zeitpunkt, an dem Obama eigentliche einige andere Anliegen auf seinem Schreibtisch hatte – z.B. einen globalen Zusammenbruch der Wirtschaft zu verhindern -, verplemperten die USA guten Willen, indem sie damit drohten, ein Veto gegen die palästinensische Eigenstaatlichkeit einzulegen, die doch jeder vorgab zu befürworten. Während diese diplomatische Schlacht an der UNO wogte, verkündete Israel vergangene Woche Pläne für den Bau weiterer 1.100 Hauseinheiten in einem Teil Jerusalems außerhalb seiner Grenzen von vor 1967. Statt Obama mit Verständnis zu begegnen, verpasste Netanjahu ihm eins aufs Auge. 

O.K., ich sehe bereits eine Lawine besorgter Antworten kommen. Ich bin mir klar darüber, dass viele darauf bestehen werden, dass Jerusalem in jedem Fall bei jedweder Friedensverhandlung in Gänze bei Israel verbleiben muss, d.h. dass neue Siedlungen dort überhaupt nicht ins Gewicht fallen. Wenn das allerdings Ihre Einstellung sein sollte, dann können Sie sich gleich jede Friedensverhandlung abschminken. Jeder Unterhändler kennt die Eckdaten einer Friedensvereinbarung – Grenzen von 1967 mit Landtauschen, Jerusalem als Hauptstadt von israelischem und palästinensischem Staat, zumindest ein symbolisches Rückkehrrecht –, und das Bestehen auf einem ausschließlich israelischen Jerusalem bedeutet schlicht überhaupt nie ein Friedensabkommen.

Der frühere Präsident Bill Clinton äußerte im September relativ unumwunden, dass Netanjahu die Schuld für das Scheitern des Nahost-Friedensprozesses zuzuschreiben sei. Ein Hintergrundfaktor, so Clinton völlig zu Recht, sei der demografische und politische Wandel innerhalb der israelischen Gesellschaft, der das Land konservativer gemacht hat, wenn es um Grenzen und das Thema Boden ginge.

Zugegeben, Netanjahu ist weit entfernt davon, das einzige Hindernis auf dem Weg zum Frieden zu sein. Die Palästinenser sind gespalten, Hamas kontrolliert den Gazastreifen. Und Hamas unterdrückt nicht nur die eigene Bevölkerung, sondern sie schaffte es auch, die israelische Friedensbewegung zugrunde zu richten. Das ist das Traurigste an Nahost: Hardliner wie die Hamas bestärken Hardliner wie Netanjahu.

Wir gehen einer gefährlichen Zeit in Nahost entgegen. Die meisten Palästinenser scheinen zu empfinden, als ob der Osloer Friedensprozess im Sande verlaufen sei, und Israelis scheinen zuzustimmen, wenn zwei Drittel in einer kürzlichen Meinungsumfrage in der Zeitung Yediot Aharonot kundtaten, dass es überhaupt keine Chance auf Frieden mit Palästinensern gäbe.

Die einzigste Hoffnung der Palästinenser wäre eine bedeutende Graswurzelbewegung mit gewaltfreiem, friedlichem Widerstand, gerichtet gegen illegale Siedlungen auf der Westbank, angeführt von Frauen und inspiriert durch das Werk eines Mahatma Ghandi und des Pfarrers Martin Luther King jun.. Eine wachsende Anzahl von Palästinensern knüpfen bereits an Varianten dieses Modells an, auch wenn sie es zuweilen zunichte machen, indem sie Gewaltfreiheit unter Einschluss von Steinewerfen definieren und jungen Heißspornen die führende Rolle übergeben.

Die IDF (israelische Armee) kommt sehr wohl klar mit Selbstmordattentätern und Raketen, die von der Hisbollah abgefeuert werden. Ich bin mir aber nicht sicher, dass sie in der Lage ist, palästinensische Frauen zu besiegen, die Straßen zu illegalen Siedlungen blockieren und bereit sind Tränengas und Knüppeleien standzuhalten – das Ganze mit Videos, die umgehend auf YouTube eingestellt werden. Netanjahu hat ebenfalls die israelische Sicherheit untergraben, indem er Brücken zu Israels wichtigstem Freund in der Region verbrannt hat, der Türkei. Jetzt kommen noch Zusammenstöße zwischen israelischen und türkischen Militärschiffen als Gefahr hinzu. Aus diesem Grund tadelte der Staatssekretär im Verteidigungsministerium, Leon Panetta, vor einigen Tagen die israelische Regierung, weil diese sich diplomatisch selbst isoliere.

Wie also soll es denn jetzt weitergehen? Wenn kein Friedensabkommen in naher Zukunft in Aussicht steht, und wenn Israel seine Besatzung weiter aufrechterhält, dann sollte es bei Wahlen in Israel allen Palästinensern in den von ihm kontrollierten Gebieten Stimmrecht geben. Wenn Juden in der Westbank wählen dürfen, dann sollten dort lebende Palästinenser ebenfalls ihre Stimme abgeben dürfen.

Das genau bedeutet Demokratie: Menschen haben das Recht, über die Regierung abzustimmen, die ihr Leben kontrolliert. Einige meiner israelischen Freunde werden meinen, ich sei ungerecht und übertrieben streng, weil ich mit zweierlei Maß messe, indem ich meinen Blick nur auf israelische Unzulänglichkeiten richte und weniger auf jene anderer Länder in der Region lenke. Na, schön: Ich bekenne mich schuldig. Ich lege höhere Maßstäbe an einen so nahe stehenden amerikanischen Bündnisgenossen an, wie es Israel ist, - Empfänger riesiger Hilfe Amerikas.

Freunde lassen Freunde nicht in betrunkenem Zustand ans Steuer – oder einen diplomatischen Kurs verfolgen, der ihre Nation von jeglicher Friedenshoffnung abbringt. Es hat den Anschein, als seien Israels politische Führer heute die ärgsten Feinde dieses Landes, und es ist ein Akt der Freundschaft, dies in aller Deutlichkeit auszusprechen.
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